
für einen Ehegatten große Probleme und Kränkungen 
auf Grund des Verhaltens des anderen Ehegatten mit 
sich bringen. Trotzdem kann der betreffende Ehegatte 
sich oft nicht entschließen, die Scheidung der Ehe zu 
beantragen, weil er z. B. eine Änderung in dem Ver­
halten des anderen erhofft oder die Ehe im Interesse 
der Kinder zu erhalten wünscht oder sich auf Grund 
seiner — evtl, religiösen — Erziehung trotz aller Aus­
einandersetzungen an die Ehe gebunden fühlt. In 
solchen Fällen erscheint der Wunsch, den seine Pflich­
ten aus der ehelichen Gemeinschaft verletzenden Ehe­
gatten vom Erbrecht auszuschließen, um die Erbschaft 
als ganze z. B. den Kindern zu hinterlassen, nach wie 
vor als gerechtfertigt.

Um die Berechtigung zum Pflichtteilsentzug auf be­
stimmte nachprüfbare Voraussetzungen abstellen zu 
können, ist bei der augenblicklichen Rechtslage die 
analoge Anwendung des § 2333 BGB erforderlich. Da­
nach ist eine Entziehung des Pflichtteils zwischen Ehe­
gatten gegenwärtig in den fünf in § 2333 BGB genann­
ten Fällen möglich, wobei sich das Gericht jedoch einer 
Prüfung der Frage, ob diese Gründe zur Scheidung 
der Ehe geführt hätten oder nicht, zu enthalten hat.

Im vorliegenden Fall hätte m. E. vom Senat geprüft 
werden müssen, ob sich der Kläger — wie im Testament 
behauptet — einer vorsätzlichen körperlichen Mißhand­
lung gegenüber der Erblasserin schuldig gemacht hat. 
Bejahendenfalls wäre die Entziehung des Pflichtteils 
als berechtigt anzusehen gewesen, wenn nicht die 
weitere Prüfung ergeben hätte, daß die Erblasserin 
dem Kläger diese Handlung später verziehen hat (vgl. 
§ 2337 BGB). Anita G r an dk e ,

wiss. Aspirantin am Institut für 
Zivilrecht der Humboldt-Universität

§§ 516, 518, 705 ZPO.
Zur Frage der Rechtskraft eines Scheidungsurteils, 

gegen das nicht rechtzeitig Berufung eingelegt wurde.
BG Erfurt, Beschl. vom 14. September 1957 — TRa 

199/57.
Das Kreisgericht E. hat durch Urteil vom 2. August 

1956 die Ehe der Parteien geschieden. Die Klägerin hat 
unmittelbar nach Verkündung des Urteils auf Einlegung 
eines Rechtsmittels verzichtet. Am 4. August 1956 wurde 
das Urteil ausweislich des Empfangsbekenntnisses dem 
Prozeßbevollmächtigten des Verklagten zugestellt. Mit 
Schreiben vom 3. September 1956 — eingegangen am
gleichen Tag — hat der Verklagte ohne Begründung 
„Einspruch“ gegen das Urteil beim Kreisgericht eingelegt. 
Mit Schreiben vom 5. September 1956 — eingegangen am
7. September 1956 — wurde die Begründung nachge­
reicht. In einer Erklärung zu Protokoll des Kreisgerichts 
E. vom 12. September 1956 hat der Verklagte ausdrücklich 
erklärt, daß sein Einspruch als ^Berufung angesehen 
werden soll. Daraufhin wurde die* Akte unter Bezug­
nahme auf die Erklärung des Verklagten an das Bezirks­
gericht zur Entscheidung übersandt. Die Akte ist aus­
weislich des Eingangsstempels am 17. September 1956 
beim Bezirksgericht eingegangen. Nach einem Akten­
vermerk vom 22. Oktober 1956 hat der Verklagte die 
„Berufung zurückgenommen“.

Auf Antrag des Verklagten hat das Kreisgericht das 
Urteil mit dem 22. Oktober 1956 für rechtskräftig erklärt. 
Mit Schriftsätzen vom 9. Mai 1957 und 25. Mai 1957 hat 
der Verklagte um Änderung des Rechtskraftvermerks 
vom 22. Oktober 1956 auf den 4. September 1956 nachge­
sucht mit der Begründung, daß die Berufung nicht form­
gerecht eingelegt worden sei, so daß die Rechtskraft 
automatisch nach Ablauf der Berufungsfrist eingetreten 
sei. Der Sekretär des Kreisgerichts hat auf die Vorstel­
lungen des Verklagten nicht abgeholfen und die Sache 
zur Entscheidung dem Richter vorgelegt. Durch Beschluß 
vom 21. August 1957 hat das Kreisgericht den Antrag des 
Verklagten mit der Begründung zurückgewiesen, daß 
auch die nicht formgerecht eingelegte Berufung des Ver­
klagten den Lauf der Rechtsmittelfrist gehemmt habe, so 
daß die Rechtskraft erst mit Rücknahme der Berufung 
eingetreten sei.

Gegen diesen Beschluß hat der Verklagte Beschwerde 
nach § 576 Abs. 2 ZPO eingelegt. Er ist der Auffassung, 
daß die nicht formgerecht eingelegte Berufung den 
Eintritt der Rechtskraft nicht gehemmt habe.

Aus den G r ü n d e n :
Nach § 518 ZPO erfolgt die Einlegung der Berufung 

durch Einreichung einer Berufungsschrift beim Be­
r u f u n g s g e r i c h t .  Es kommt also nicht darauf an,

wann ein Schreiben, das eine Berufung darstellen 
soll, beim Kreisgericht eingegangen ist. Der als Ein­
spruch bezeichnete und nach Erklärung des Verklagten 
als Berufung anzusehende Schriftsatz vom 3. Septem­
ber 1956 ist zwar rechtzeitig beim Kreisgericht ein­
gegangen, aber verspätet beim Bezirksgericht, nämlich 
erst am 17. September 1956. Zu diesem Zeitpunkt war 
bereits die Rechtskraft des am 2. August 1956 verkün­

deten und am 4. August 1956 dem Verklagten zuge­
stellten Urteils mit Ablauf des 4. September 1957 ein­
getreten, so daß die verspätete „Berufung“ des Ver­
klagten die eingetretene Rechtskraft nicht mehr hem­
men konnte; denn nach § 705 Satz 2 ZPO hemmt nur 
das rechtzeitig eingelegte Rechtsmittel den Eintritt der 
Rechtskraft (vgl. hierzu auch N a t h a n ,  in NJ 1955
S. 434 und F e i l e r  in NJ 1957 S. 527). Bei diesem Er­
gebnis kann es dahingestellt bleiben, ob durch die 
nicht formgerecht eingelegte Berufung der Eintritt 
der Rechtskraft des Urteils gehemmt worden wäre 
(vgl. zu dieser Frage P e t e r  /  R a n k e  /  N a t h a n  
in NJ 1955 S. 432 ff. und Feiler a. a. O.).

Das Kreisgericht ist damit zu Unrecht davon aus­
gegangen, daß das Urteil erst am 22. Oktober 1956 
rechtskräftig geworden ist. Die Rechtskraft ist viel­
mehr mit Ablauf des letzten Tages der Berufungsfrist, 
des 4. September 1956, eingetreten, so daß das Urteil 
ab 5. September 1956 rechtskräftig geworden ist. Der 
Beschluß des Kreisgerichts war daher aufzuheben und 
der Sekretär des Kreisgerichts anzuweisen, die Rechts­
kraft des Urteils vom 2. August 1956 mit dem 5. Sep­
tember 1956 zu bescheinigen.

§ 16 RAGebO.
Für die vorbereitende Verhandlung im Eheverfahren 

steht dem Rechtsanwalt die halbe Verhandlungs­
gebühr zu.

BG Dresden, Beschl. vom 19. Juli 1957 — 4 TRa 223/57.

Zwischen den Parteien war ein Eheverfahren anhängig, 
welches durch Klagerücknahme noch in der vorbereiten­
den Verhandlung endete. Auf Antrag des Prozeßbevoll­
mächtigten der Verklagten hat das Kreisgericht einen 
Kostenfes‘setzungsbeschluß erlassen und in diesem u. a. 
eine halbe Verhandlungsgebühr gern. § 16 RAGebO zum 
Ansatz gebracht. Dagegen hat der Prozeßbevollmächtigte 
des Klägers Erinnerung eingelegt, die durch Beschluß des 
Kreisgerichts als unbegründet zurückgewiesen wurde.

Die gegen diesen Besch'uß eingelegte sofortige Be­
schwerde hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat antragsgemäß und zu Recht 

eine halbe Verhandlungsgebühr (§ 16 RAGebO) in 
Ansatz gebracht und die entsprechende Umsatzsteuer 
zur Erstattung festgesetzt.

Es muß auch insoweit der Meinung des Kreisgerichts 
beigetreten werden, als es in seinem Beschluß u. a. aus­
führt, „daß das Scheidungsverfahren erster Instanz ein 
einheitlich geschlossenes Verfahren ist, das sich ledig­
lich in zwei Verfahrensabschnitte (vorbereitendes und 
streitiges Verfahren) gliedert. Daher kann der vorbe­
reitende Termin im Eheverfahren nicht dem Termin 
im Güteverfahren gleich oder ähnlich sein, weil das 
Güteverfahren ein dem Streitverfahren vorgeschaltetes 
Verfahren ist. Soweit kann auch keineswegs wie im 
Güteverfahren die Gebühr für die Wahrnehmung des 
vorbereitenden Termins durch die Prozeßgebühr ab­
gegolten sein, wie das der Kläger irrigerweise an­
nimmt“.

Wenn der Prozeßbevollmächtigte des Klägers zur 
weiteren Begründung seiner irrigen Auffassung in 
seiner sofortigen Beschwerde vortragen läßt, daß das 
vorbereitende Verfahren noch mehr als das in der 
ZPO vorgesehene Güteverfahren jeder Einwirkung 
der Parteien entzogen sei, weil hier nur das Gericht 
mit den beiden Parteien verhandele, so verkennt er 
die Aufgabe des Anwalts in der vorbereitenden Ver­
handlung im Eheverfahren. Wenn in dieser einmal 
Anwälte mitwirken, so ist es ebenso deren Aufgabe 
wie die des Gerichts, ihr ganzes Augenmerk auf das 
Ziel der vorbereitenden Verhandlung, näjnlich die 
Aussöhnung und Erziehung der Parteien, zu richten 
und sich nicht nur passiv, sondern aktiv an der Er­
reichung dieses Zieles zu beteiligen.
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